
IV .
Aus diesen Erwägungen erläßt das Plenum des 

Obersten Gerichts der Deutschen Demokratischen Repu­
blik auf Antrag des Ministers der Justiz gemäß § 58 
GVG folgende

R i c h t l i n i e :
1. An den Nachweis der offenbaren Unmöglichkeit, 

daß ein bestimmter Geschlechtsverkehr zur Zeugung 
eines Kindes geführt hat, sind strenge Anforderun­
gen zu stellen. Das erbbiologische Gutachten beruht 
auf dem Ähnlichkeitsvergleich und kann daher fin­
den Beweis der Zeugung eines Kindes nur Wahr­
scheinlichkeitswerte liefern. Es ist deshalb als 
Beweismittel für sich allein nicht geeignet, positive 
oder negative Ergebnisse zu vermitteln, auf die der 
Richter seine Entscheidung über die „offenbare 
Unmöglichkeit“ gründen kann.

Ein Beweis durch erbbiologisches Gutachten ist 
nur dann zulässig, wenn bereits andere Beweis­
mittel Tatsachen ergeben haben, die es als wahr­
scheinlich erscheinen lassen, daß ein bestimmter 
erwiesener Verkehr oder Mehrverkehr der Mutter

nicht zur Empfängnis geführt hat. Sein Ergebnis 
ist als Hilfsmittel zur objektiven Wahrheitsfindung 
im Sinne der „offenbaren Unmöglichkeit“ im Zu­
sammenhang mit allen anderen bewiesenen Tat­
sachen zu prüfen und gemäß § 286 ZPO zu beur­
teilen.

2. Das erbbiologische Gutachten ist das letzte Hilfs­
mittel, um zusammen mit anderen Beweisen die 
offenbare Unmöglichkeit einer Vaterschaft festzu­
stellen. Der Richter hat vor der Beiziehung natur­
wissenschaftlicher Gutachten zunächst den Sach­
verhalt durch Partei- und erforderlichenfalls Zeu­
genvernehmungen aufzuklären. Ein Reifegrad­
gutachten oder ein Gutachten über die Zeugungs­
fähigkeit des Mannes sind nur beizuziehen, wenn 
sie im Einzelfall den Nachweis der offenbaren 
Unmöglichkeit erbringen können. In keinem Falle 
ist eine erbbiologische Untersuchung zulässig, ehe 
ein Blutgruppengutachten eingeholt worden ist.

3. Das erbbiologische Gutachten ist nicht geeignet,
einen bereits mit anderen Methoden oder Beweis­
mitteln erbrachten Beweis zu widerlegen. In diesem 
Fall ist seine Beiziehung unzulässig. ,

Entscheidungen 
des Obersten Gerichts 

Strafrecht
§ 223 a StGB; § 223 Abs. 2 StPO.
Zur Strafzumessung bei Körperverletzungen.
OG, Urt. vom 3. Juni 1955 — 3 Zst III 33/55.

Das KrG N. hat den Angeklagten Scharf am 18. Januar 1955 
wegen gefährlicher Körperverletzung (§ 223 a StGB) zu zwei 
Monaten Gefängnis und dem Grunde nach zum Ersatz des 
dem Geschädigten Kr. entstandenen Schadens verurteilt. Das 
zur Tat verwendete Messer wurde eingezogen.

Das Kreisgericht hat im wesentlichen folgende tatsächliche 
Feststellungen getroffen: Der 23jährige Angeklagte entstammt 
einer Arbeiterfamilie, er wurde bei seinen Großeltern er­
zogen. Nach dem Besuch der Volksschule, zur Zeit der Be­
endigung des zweiten Weltkrieges, fand er zunächst keine 
Beschäftigung. Er ging nach Westdeutschland, kehrte jedoch 
im Jahre 1946 zurück und wurde dann eine Zeitlang wegen 
Verdachts der Spionage interniert. Danach arbeitete er im 
Bergbau in Aue. Nachdem er krankheitshalber diese Arbeit 
aufgegeben hatte, hielt er sich zunächst ungenehmigt in West­
berlin auf. Er war dann einige Zeit bei einem Zirkus an­
gestellt. Anschließend ging er wieder nach Westdeutschland, 
arbeitete dort kurze Zeit im Bergbau und ließ sich schließlich 
als Fremdenlegionär anwerben und kam nach Frankreich. 
Von dort flüchtete er und kehrte wieder in die Deutsche 
Demokratische Republik zurück. Ab Oktober 1952 arbeitete 
er bei der Reichsbahn, von Juni bis Oktober 1954 bei der HO 
und ab November 1954 wieder bei der Eisenbahn.

Während seiner Schulzeit gehörte der Angeklagte dem 
faschistischen Jungvolk an; nach dem Jahre 1945 wurde er 
Mitglied des FDGB, der GST und der Gesellschaft für 
Deutsch-Sowjetische Freundschaft.

Der Angeklagte ist schon mehrfach strafrechtlich in Er­
scheinung getreten; so wurde er im Jahre 1945 wegen Klein­
tierdiebstahls zur Verantwortung gezogen, im Jahre 1950 vom 
Amtsgericht Berlin-Tiergarten und im Jahre 1952 vom KrG N. 
jeweils wegen Diebstahls zu drei bzw. zwei Monaten Gefäng­
nis verurteilt.

Am 9. Dezember 1954 um 21.00 Uhr begab sich der Ange­
klagte nach Beendigung seiner Schicht nach der Bahnhofs­
gastwirtschaft in F. Dort traf er seinen Schwager und dessen 
Bruder, mit denen er Bier und Schnaps trank. Gegen 23.55 Uhr 
verließ er mit diesen die Gastwirtschaft und brachte zu­
sammen mit seinem Schwager dessen stark betrunkenen 
Bruder nach Hause. Der Schwager des Angeklagten hatte 
vergessen, sein in der Gastwirtschaft untergestelltes Fahrrad 
mitzunehmen; deshalb ging er zusammen mit dem Ange­
klagten in die Gaststätte zurück. Das Fahrrad wurde in dem 
Lokal jedoch nicht mehr vorgefunden. Ein Angehöriger der 
Volkspolizei teilte beiden mit, daß mehrere Personen mit 
einem Fahrrad in Richtung „Straße der Jugend“ gegangen 
seien. Daraufhin begaben sich der Angeklagte und sein 
Schwager in die „Straße der Jugend“ und fanden dort das 
Rad an einem Rinnstein gelehnt. Dabei standen vier oder 
fünf Personen, die der Angeklagte als Fahrraddiebe, die das 
Rad herauszugeben hätten, bezeichnete. Ohne weiteren. Anlaß 
schlug er mit einem feststehenden Messer auf eine der an­
wesenden Personen, den Arbeiter Hermann Krause, ein, der 
durch den Schlag zu Boden stürzte und sich dadurch einen 
Bruch des linken Jochbeines und eine Auskugelung des linken 
Schultergelenkes zuzog.

Diese festgestellten Handlungen des Angeklagten hat das 
Kreisgericht als gefährliche Körperverletzung gemäß §§ 223, 
223 a StGB beurteilt.

Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation 
dieses Urteils beantragt und zur Begründung ausgeführt, daß 
das Urteil des Kreisgerichts im Strafausspruch gröblich un­
richtig sei. Der Strafausspruch des Kreisgerichts werde so­
wohl der Gefährlichkeit der Tat als auch den in der Person 
des Angeklagten liegenden Umständen nicht gerecht. Es hätte 
auf eine wesentlich höhere Strafe erkennen müssen.

Der Kassationsantrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n ;
Das Kreisgericht hat dem Antrag des Staatsanwalts, 

auf eine Strafe von fünf Monaten Gefängnis zu er­
kennen, nicht entsprochen, da es sich bei dem zwar jäh­
zornigen, bereits vorbestraften und in seiner Lebens­
führung unbeständigen Angeklagten um einen noch 
verhältnismäßig jungen Menschen handele, dem durch 
die Strafe Gelegenheit gegeben werden müsse, einzu­
sehen, daß er nunmehr einen anständigen Lebenswandel 
und ein beständiges Leben führen müsse, um auch 
seinem Kinde Vorbild sein zu können. Hierbei hat das 
Kreisgericht die sowohl in der Art der Ausführung als 
auch in den Folgen der Tat des Angeklagten liegende 
Schwere der Straftat und die hiermit in Zusammen­
hang stehenden erzieherischen Erfordernisse, die sich 
aus dem bisherigen Entwicklungsgang und den Um­
ständen zur Person des Angeklagten ergeben, nicht 
richtig beurteilt. Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß 
der 23jährige Angeklagte nicht mehr so „verhältnis­
mäßig jung“ ist, daß ihm etwa jugendliche Unbedacht­
samkeit in seinen Entschlüssen und Handlungen zugute 
gehalten werden könnte. Die vom Kreisgericht aufge­
führten Umstände zur Person des Angeklagten — Jäh­
zorn und Unbeständigkeit —, deren Gefährlichkeit für 
das gesellschaftliche Zusammenleben der Angeklagte bei 
gutem Willen erkennen und bekämpfen konnte, zumal 
ihm, soweit es sich um seine Unbeständigkeit handelt, 
in der Vergangenheit eindringlich Warnungen erteilt 
worden sind, sind nicht dazu angetan, bei der Strafzu­
messung mildernd berücksichtigt zu werden. Sie sind im 
Gegenteil der Ausdruck der Haltlosigkeit und des sich 
Gehenlassens des Angeklagten, der aus seinem bis­
herigen Leben keine Lehren und Konsequenzen gezogen 
hat, obwohl er hierzu nach seiner Rückkehr in die ge­
ordneten gesellschaftlichen Verhältnisse in der Deut­
schen Demokratischen Republik Anlaß und Gelegenheit 
hatte. Diese, das bisherige Gesamtverhalten des Ange­
klagten charakterisierenden persönlichen Umstände, die 
auch in seiner Straftat ihren Ausdruck finden, weisen 
vielmehr darauf hin, daß es bei dem Angeklagten eines 
längeren als zweimonatigen gesellschaftlichen Er­
ziehungsprozesses bedarf, um ihm das Verwerfliche 
seiner Handlung und die Notwendigkeit, sein Verhal­
ten in Zukunft einer Selbstkontrolle zu unterziehen, 
eindringlich vor Augen zu führen. Das brutale und un­
beherrschte Vorgehen des Angeklagten kann auch nicht 
mit einer bei ihm wegen des Abhandenkommens des 
Fahrrades vorhandenen Erregung entschuldigt werden.
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